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Thüringer Oberverwaltungsgericht

BESCHLUSS vom 02.07.2019 - 3 ZKO 329/19 -

Orientierungshinweis(e) Asylrecht

Sachgebiet Asylrecht

Rechtsquellen AsylG § 10 Abs 2
AsylG § 54
VwGO § 60 Abs 1

Schlagworte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand; Mitteilungspflichten über
Adressenänderung im Asylverfahren

Leitsätze Ein Asyl-Kläger wird, im Rahmen einer Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand, nicht von seinen Pflichten nach § 10 Abs. 2 AsylG frei, wenn die
Ausländerbehörde ihrerseits es unterlassen hat, ihren Pflichten aus § 54
AsylG gegenüber dem Bundesamt nachzukommen.

vorgehend URTEIL des VG Meiningen vom 22.01.2019
- 2 K 21195/17 Me -

Die Entscheidung ist rechtskräftig



 

 

THÜRINGER OBERVERWALTUNGSGERICHT 
 

 

- 3. Senat - 
3 ZKO 329/19  
 Verwaltungsgericht Meiningen 
- 2. Kammer - 
2 K 21195/17 Me 

Beschluss 

 
In dem Verwaltungsstreitverfahren 

des Herrn _____ M_____, 
A_____, _____ A_____ 
 
 Kläger und Antragsteller 
 
bevollmächtigt: 
Rechtsanwälte Heitmann und Körner, 
Louis-Opel-Straße 10, 99510 Apolda 
 
 
gegen 
 
 
die Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch den Präsidenten des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, 
Frankenstraße 210, 90461 Nürnberg 
 
 Beklagte und Antragsgegnerin 
 
 
 
wegen 
Asylrechts, 
hier: Antrag auf Zulassung der Berufung 
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hat der 3. Senat des Thüringer Oberverwaltungsgerichts durch den Vorsitzenden 

Richter am Oberverwaltungsgericht Bathe, den Richter am Oberverwaltungsgericht 

Peters und den an das Gericht abgeordneten Richter am Verwaltungsgericht 

Groschek 

am 2. Juli 2019 b e s c h l o s s e n : 

Der Antrag des Klägers auf Zulassung der Berufung gegen das 

Urteil des Verwaltungsgerichts Meiningen vom 22. Januar 2019 

wird abgelehnt. 

Der Kläger hat die Kosten des - gerichtskostenfreien - Zulas-

sungsverfahrens zu tragen. 

G r ü n d e  

Der Antrag des Klägers auf Zulassung der Berufung ist bereits unzulässig. 

Der Kläger hat die Monatsfrist nach § 78 Abs. 4 AsylG zur Einlegung und Begrün-

dung des Rechtsmittels versäumt. Das Urteil des Verwaltungsgerichts Meiningen ist 

dem Kläger am 8. März 2019 unter der Adresse - A________________, 

99510 Apolda - mittels Postzustellungsurkunde durch Niederlegung zugestellt wor-

den. Der erhobene Antrag auf Zulassung der Berufung ging beim Verwaltungsgericht 

Meiningen am 10. April 2019 - einem Mittwoch -, mithin nach Ablauf der Monatsfrist, 

ein. 

Dem Kläger ist auch auf seinen Antrag hin keine Wiedereinsetzung in die Frist des 

§ 124a Abs. 4 Satz 1 VwGO zu gewähren, weil er nicht unverschuldet an deren Ein-

haltung gehindert war (§ 60 Abs. 1 VwGO). Soweit der Kläger erst unter dem 8. April 

2019 von der Niederlegung durch einen Hinweis des Sozialamtes A_____ Kenntnis 

erhalten haben will und erst einen Tag später einen Rechtsanwalt konsultieren konn-

te, ist dies unerheblich, weil dies nicht unverschuldet eingetreten ist.  

Unverschuldet ist die Fristversäumnis nur dann, wenn die Einhaltung der Frist für den 

Betreffenden unmöglich oder unzumutbar erschwert war (Kopp/Schenke, VwGO, 

https://www.juris.testa-de.net/r3/?docId=BJNR000170960BJNE022702301&docFormat=xsl&oi=BGsmpSa77a&docPart=S&sourceP=%7B%22source%22:%22Link%22%7D
https://www.juris.testa-de.net/r3/?docId=BJNR000170960BJNE008202301&docFormat=xsl&oi=BGsmpSa77a&docPart=S&sourceP=%7B%22source%22:%22Link%22%7D
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20. Auflage, § 60 Rd. 8). Zu solchen etwaigen Gründen zählt grundsätzlich. auch die 

Unkenntnis vom Fristbeginn (Wysk, VwGO, 2. Aufl., § 60 Rd. 7 m. w. N.). 

Eine Wiedereinsetzung ist jedoch dann ausgeschlossen, wenn der Betroffene die 

Frist vorsätzlich oder fahrlässig versäumt hat. Insbesondere liegt eine Fahrlässigkeit 

vor, wenn der Betreffende diejenige Sorgfalt außer Acht lässt, die für einen gewis-

senhaften und seine Rechte und Pflichten sachgemäß wahrnehmenden Prozessfüh-

renden geboten ist und ihm nach den gesamten Umständen des konkreten Falles 

zuzumuten war (BVerwG, Urteil vom 27.02.1976 - IV C 74.74, BVerwGE 50, 248, 

254). 

Der Kläger hat seine Pflichten verletzt. Zwar war dem Kläger nach eigenen Angaben 

im Zulassungsantrag seit dem 5. Februar 2018 die Wohnung U____________, 

_____ A_____, zugewiesen und er dort wohnhaft, jedoch konnte er nicht darauf ver-

trauen, dass diese Anschrift tatsächlich allen Behörden und Gerichten bekannt ist. 

Zwar regelt § 54 AsylG, wie vom Kläger angeführt, die Pflicht der Ausländerbehörden 

zur unverzüglichen Weiterleitung der aktuellen Wohnanschrift an das Bundesamt, 

jedoch betrifft diese Regelung bereits nach ihrer Stellung im Gesetz nur das Asylver-

fahren vor dem Bundesamt. 

Zudem stellt diese Regelung für den Kläger keine Freistellung von seinen eigenen 

ihm obliegenden Pflichten aus der allgemeinen Bestimmung nach § 10 Abs. 1 AsylG 

dar. Danach hat der Ausländer während der Dauer des Asylverfahrens vorzusorgen, 

dass ihm Mitteilungen der angerufenen Gerichte stets erreichen können; insbesonde-

re hat er jeden Wechsel seiner Anschrift dem Gericht unverzüglich anzuzeigen. Dies 

hat der Kläger unterlassen. Nach § 10 Abs. 2 AsylG muss der vertretungslose Aus-

länder Zustellungen unter der letzten Anschrift, die der jeweiligen Stelle auf Grund 

seines Asylantrags oder seiner Mitteilung bekannt ist, gegen sich gelten lassen. 

Entgegen seinen Angaben im Zulassungsantrag ist der Kläger nach § 10 Abs. 2 

AsylG auch schriftlich und gegen Empfangsbestätigung vom Bundesamt hierüber 

belehrt worden. Dies erfolgte beim Bundesamt bereits im Erstverfahren am 

22. August 2002, wie auch nochmals im Folgeverfahren am 30. Juni 2016. Damit war 

dem Kläger auch bewusst, welchen Pflichten er nachzukommen hatte, auch hinsicht-

lich der Mitteilung seiner Zustelladresse. 

https://www.juris.testa-de.net/r3/?docId=KSRE004200020&docFormat=xsl&oi=BGsmpSa77a&docPart=K&sourceP=%7B%22source%22:%22Link%22%7D
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Darüber hinaus ist die Prozessordnung zu beachten. Hierzu gehört es z. B. auch, die 

jeweils gültige ladungsfähige Anschrift dem Gericht anzugeben. Das Fehlen einer 

ladungsfähigen Anschrift stellt bereits rein formal einen Verstoß gegen die auch im 

Rechtsmittelverfahren anwendbare zwingende Verfahrensvorschrift gemäß § 82 

Abs. 1 Satz 1 VwGO dar, wonach dem Gericht die aktuelle ladungsfähige Anschrift 

eines Antragstellers bekannt gegeben werden muss (vgl. auch § 173 Satz 1 VwGO 

i. V. mit § 130 Nr. 1 ZPO). Die Angabe einer ladungsfähigen Anschrift, unter der der 

Kläger tatsächlich zu erreichen ist, ist erforderlich, um ihn zu individualisieren und 

seine Erreichbarkeit für das Gericht sicherzustellen (vgl. auch Thüringer Oberverwal-

tungsgericht, Beschluss vom 6. Juni 2019, 3 ZKO 412/18). 

Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 154 Abs. 2, 155 Abs. 3 VwGO. Gerichtskosten 

werden gemäß § 83b AsylG nicht erhoben, sodass auch der Streitwert nicht von 

Amts wegen festzusetzen ist. 

Hinweis: 

Der Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylG). Das Urteil des Verwaltungsgerichts ist 

damit rechtskräftig (§ 78 Abs. 5 Satz 2 AsylG). 

Bathe Peters Groschek 


